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Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Bezüge 2026/2027/2028 
hier: Beteiligungsverfahren 
 

Anlage: Gesetzentwurf 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ministerrat hat in seiner Sitzung am 19. Mai 2026 beschlossen, das Ta-

rifergebnis systemgerecht und mit einer zeitlichen Verschiebung der Anpas-

sungsschritte in den Jahren 2026 und 2027 um jeweils sechs Monate zu 

übertragen. Hierzu wird die Besoldung linear zum 1. Oktober 2026 um 

2,82 %, zum 1. September 2027 um 2,0 % und zum 1. Januar 2028 um 

1,0 % erhöht. Die Versorgungsbezüge werden entsprechend angepasst. 

 

Anwärterinnen und Anwärter erhalten anstelle der linearen Anpassungen ab 

1. Oktober 2026 eine Erhöhung der Anwärtergrundbeträge in Höhe von 

60 €, ab 1. September 2027 um weitere 60 € und ab 1. Januar 2028 um 

30 €. 
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Zum Zweck der Durchführung des gesetzlich vorgeschriebenen Beteili-

gungsverfahrens gemäß Art. 16 BayBG übersende ich Ihnen den beigefüg-

ten Gesetzentwurf. Gegenüber der mit Schreiben vom 22. April 2026 zur In-

formation übermittelten Fassung wurde der Gesetzentwurf um redaktionelle 

Anpassungen ergänzt. 

 

Für den staatlichen Bereich wurde das Landesamt für Finanzen beauftragt, 

die ab 1. Oktober 2026 erhöhten Bezüge im Vorgriff auf einen entsprechen-

den Gesetzesbeschluss des Bayerischen Landtags mit den Bezügen für  

Oktober 2026 (Auszahlung Ende September 2026) unter dem Vorbehalt der 

Rückforderung vorzubereiten, da mit dem Beschluss des Bayerischen Land-

tags und der Verkündung des Gesetzes aufgrund des parlamentarischen 

Verfahrens nicht vor Oktober 2026 zu rechnen ist. Die Gemeinden und Ge-

meindeverbände haben aufgrund ihres Selbstverwaltungsrechts eigenver-

antwortlich darüber zu entscheiden, ob sie dieser Vorgriffszahlung folgen. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung der Beschäftigten in Bayern ist dies je-

doch zu empfehlen. 

 

Ich bitte, zu dem Gesetzentwurf bis zum 1. Juli 2026 Stellung zu nehmen 

(auch per E-Mail an referat23@stmfh.bayern.de). Sollte bis zu diesem Zeit-

punkt keine Stellungnahme eingegangen sein, gehe ich davon aus, dass mit 

dem Gesetzentwurf Einverständnis besteht. 

 

Hinweis: 

Gemäß Art. 4 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Lobbyregistergesetzes (Bay-

LobbyRG) ist die Bayerische Staatsregierung verpflichtet, Stellungnahmen, 

Gutachten, Diskussions- und Positionspapiere, die von im Bayerischen Lob-

byregister – verpflichtend oder freiwillig – eingetragenen Interessenvertrete-

rinnen und Interessenvertretern eingehen, binnen einer Woche nach Ein-

bringung des Gesetzesvorhabens der Staatsregierung in den Landtag dem 

Landtagsamt zu übersenden. Geschäftsgeheimnisse oder andere im Einzel-

fall ähnlich schutzwürdige persönliche Informationen können geschwärzt 

werden (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 BayLobbyRG). 
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Der Landtag veröffentlicht die übermittelten Stellungnahmen, Gutachten, 

Diskussions- und Positionspapiere zusammen mit den Gesetzesvorhaben 

auf seiner Internetseite (Art. 4 Abs. 3 BayLobbyRG). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Andrea Ebenhoch-Combs 

Leitende Ministerialrätin 

 


